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schuldhafter und nicht rechtwidriger Schadenzufügung 
Ersatz zu leisten ist, da es sich hier um einen aus 
Billigkeitsgründen gegebenen Ausgleichsanspruch, nicht 
aber um einen eigentlichen Schadenersatzanspruch 
handelt.

Da nach § 906 BGB Immissionen, soweit sie die 
Benutzung eines Grundstücks nicht oder nicht wesent­
lich beeinträchtigen oder soweit sie durch eine Be­
nutzung des anderen Grundstücks herbeigeführt wer­
den, die nach den örtlichen Verhältnissen bei Grund­
stücken dieser Lage gewöhnlich sind, ist für sie also 
ein Schadenersatzanspruch ausgeschlossen. Der Be­
triebsunternehmer von Eisenbahnen und Straßen­
bahnen kann demnach insoweit nicht in Anspruch ge­
nommen werden, als die Einwirkung nach § 906 BGB 
zugelassen ist. Dabei ist zu beachten, „daß die von 
einem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Einwirkungen, 
auch wenn sie Beeinträchtigungen in erheblichem Maße 
bewirken, regelmäßig nur dann als zulässig erachtet 
werden, wenn die Erheblichkeit der Beeinträchtigung 
in einer außergewöhnlichen Art und Weise ihres Be­
triebes ihren Grund hat“ (RGRKomm. Anm. 10 zu § 906 
BGB und die dort angegebene Rechtsprechung). Die 
Beeinträchtigung, die die gewöhnliche Art und Weise 
des Eisenbahnbetriebes mit sich bringt, muß also in 
Kauf genommen werden und kann deshalb eine 
Schadenersatzpflicht nicht begründen. Als eine außer­
gewöhnliche Art und Weise des Betriebs wird in der 
Rechtsprechung z. B. der Fall angesehen, daß in einem 
Außenbezirk einer Großstadt ein Rangierbahnhof be­
trieben wird (RG Bd. 70 S. 154), oder wenn der Eisen­
bahnbetrieb sich in einer außergewöhnlichen Nähe 
des beeinträchtigten Grundstücks abspielt (RGRKomm. 
Anm. 11a zu § 906 BGB).

III.
Bei Unfallschäden ist eine Haftung des Betriebs- 

untemehmers dann ausgeschlossen, wenn der Schaden 
durch höhere Gewalt oder, soweit die Eisenbahn oder 
die Straßenbahn innerhalb des Verkehrsraumes einer 
öffentlichen Straße liegt, durch ein unabwendbares 
Ereignis verursacht ist, das weder auf einen Fehler 
in der Beschaffenheit des Fahrzeuges oder der Anlage 
der Eisenbahn oder der Straßenbahn noch auf einem 
Versagen ihrer Vorrichtungen beruht. Es fragt sich, 
ob ein ähnlicher Haftungsausschluß für Immissions­
schäden möglich ist. Durch höhere Gewalt veranlaßt 
ist ein Ereignis, dessen Ursachen außerhalb des Eisen­
bahnbetriebes und seiner Einrichtungen liegt und 
dessen Eintritt unvorhersehbar und auch bei Anwen­
dung größter Sorgfalt und aller der Eisenbahn zu­
zumutenden Vorkehrungen nicht zu verhindern ist, das 
auch nicht wegen seiner Häufigkeit von ihr in Kauf 
genommen und vertreten werden muß (RG Bd. 104 
S. 150, Nelson, Verkehrshaftpflicht, S. 188). Ein unab­
wendbares Ereignis im Sinne der angegebenen Vor­
schrift liegt dann vor, wenn dieses auch durch die 
äußerste nach den gegebenen Umständen gebotene 
Sorgfalt und durch alle vernünftigerweise dem Be­
triebsunternehmer zuzumutenden Vorkehrungen nicht 
abzuwenden oder in seinen Folgen unschädlich zu 
machen ist (Müller, Straßenverkehrsrecht, Anm. I zu 
§ 7 Abs. 2 KFG). Der Begriff der höheren Gewalt ist 
der engere. Ein Ereignis, das auf höherer Gewalt be­
ruht, hat als einzige Ursache eine Einwirkung von 
außen her. Ein unabwendbares Ereignis kann auch in 
der gefährdenden Natur des Betriebes selbst liegen, 
wenn es durch einen Dritten, z. B. einen anderen Ver­
kehrsteilnehmer, ausgelöst wird.

Zunächst ist zu untersuchen, ob ein Immissions­
schaden überhaupt durch höhere Gewalt oder durch 
ein unabwendbares Ereignis hervorgerufen werden 
kann. Im allgemeinen sind Immissionen, wie Geräusche, 
Dampfentwicklung,. Gerüche usw., Erscheinungen, die 
der Natur des Betriebes selbst entstammen. Auch bei 
Anwendung größter Sorgfalt sind sie aus technischen 
Gründen unvermeidbar, aber so häufig, daß sie als ein 
Ausfluß der typischen Betriebsgefahr der Eisenbahn 
angesehen werden müssen und daher nicht als höhere 
Gewalt oder als ein unabwendbares Ereignis gelten 
können Denkbar ist jedoch, daß auch ein Ereignis, das 
durch höhere Gewalt oder durch ein unabwendbares 
Ereignis verursacht ist, Immissionen hervorruft. Das 
ist/z. B. der Fall, wenn ein besonders starker Regen

zu einer außergewöhnlichen Ruß- und Rauchbildung 
führt oder das Verhalten eines anderen Verkehrsteil­
nehmers ein besonders starkes Bremsen der Eisen­
bahn und damit eine ungewöhnlich starke Dampf­
bildung veranlaßt, die zu einer Schädigung des Nach­
bargrundstücks führt. In beiden Fällen handelt es sich 
um ausgesprochene Immissionsschäden. §§ 1 und 2 des 
Sachschädenhaftpflichtgesetzes können nicht angewen­
det werden. Trotzdem ist anzunehmen, daß eine Haft­
pflicht ausgeschlossen ist. Es wäre nämlich ein ab­
surdes Ergebnis, wenn zwar dann, wenn sich auf 
Grund der angeführten oder ähnlichen Ereignisse ein 
Unfall ereignet hat und infolgedessen ein Schaden 
eingetreten ist, die Berufung auf höhere Gewalt zu­
lässig wäre, jedoch dann nicht, wenn das Ereignis nicht 
zu einem Unfall geführt hat. Um ein derartig wider­
sinniges Ergebnis zu vermeiden, muß eine Berufung 
auf höhere Gewalt auch bei Immissionsschäden für zu­
lässig erachtet werden. (So auch Hoeniger zu dem 
Urteil des OLG Celle vom 14. November 1924 in 
JW 1925 S. 2491 zur Frage der Haftung ohne Ver­
schulden bei rechtmäßigem Eingriff des Staates, also 
zum Aufopferungsanspruch.) Auch eine objektive Haf­
tung, d. h. eine Haftung, die ein Verschulden nicht zur 
Voraussetzung hat, ist, wie z. B. der Vergleich mit 
§ 7 KFG, § 2 Sachschädenhaftpflichtgesetz, § 1 Reichs­
haftpflichtgesetz zeigt, nicht unbegrenzt. Was in bezug 
auf die höhere Gewalt gesagt ist, gilt auch in bezug auf 
ein unabwendbares Ereignis. Es würde zu einem ähn­
lichen absurden Ergebnis führen, wenn bei einem un­
abwendbaren Ereignis als Ursache für einen Unfall 
die Haftung ausgeschlossen wäre, aber dann, wenn ein 
ähnliches unabwendbares Ereignis nicht unmittelbar 
einen Sachschaden verursacht hat, sondern lediglich zu 
besonders starken Immissionen geführt hat, die ihrer­
seits dann wieder Schäden verursachen, die Haftung 
gegeben wäre.

IV.
Von besonderer Bedeutung sind in der letzten 

Zeit die Schäden geworden, die durch Funkenflug ent­
standen sind, da der vermehrte Verbrauch von Braun­
kohle an Stelle von Steinkohle zu erhöhtem Funken­
flug und damit zu einer Häufung dieser Art von 
Schäden geführt hat. Da heute unstreitig ist, daß der 
Funkenflug zu den Immissionen im Sinne des § 906 
BGB gehört (RGRKomm. Anm. 5 zu § 905 BGB), gelten 
für ihn in vollem Umfang die oben dargelegten Grund­
sätze. Eine Haftung des Eisenbahnunternehmers ist 
nicht gegeben, wenn der Funkenflug das benachbarte 
Grundstück nicht 3der nur unwesentlich beeinträchtigt 
oder nach den örtlichen Verhältnissen in Kauf ge­
nommen werden muß. Wenn durch den Funkenflug 
allerdings ein Brand entstanden ist, wird diese Ein­
schränkung niemals gegeben sein. Denn ein Brand­
schaden stellt stets eine wesentliche Beeinträchtigung 
dar und braucht in keinem Falle in Kauf genommen 
zu werden.

Eine Berufung auf höhere Gewalt oder ein unab­
wendbares Ereignis ist unter normalen Verhältnissen 
grundsätzlich auch in Bezug auf den Funkenflug mög­
lich (Nelson, Verkehrshaftpflicht, S. 189). Durch die 
Benutzung von Braunkohle statt Steinkohle sind aber 
besondere Verhältnisse geschaffen. Es fragt sich, ob 
diese als durch höhere Gewalt verursacht anzusehen 
sind. Nach der oben gegebenen Erläuterung gehören 
zu den Merkmalen des Begriffs der höheren Gewalt 
als objektive Momente die Einwirkung von außerhalb 
des Betriebes her und der außergewöhnliche Charakter, 
insbesondere' die Seltenheit des Ereignisses und als 
subjektive Momente die Unvorhersehbarkeit und die 
Unabwendbarkeit (Nelson, Verkehrshaftpflicht, S. 188).

Der Mangel der Braunkohle ist dort, wo diese an 
Stelle von Steinkohle benutzt werden muß, ein Zu­
stand, der schon sehr lange andauert und dessen Be­
endigung nicht abzusehen ist. Der durch die erhöhte 
Verwendung von Braunkohle verursachte Funkenflug 
ist daher kein Ereignis von außergewöhnlichem Cha­
rakter. Außerdem fehlt ihm das Moment der Un­
vorhersehbarkeit, da der erhöhte Funkenflug eine be­
kannte Folge der Braunkohlenfeuerung ist. Somit ist 
der vermehrte Funkenflug ein Ausfluß der allgemeinen 
Betriebsgefahr der Eisenbahn, für deren Folgen sie 
aufkommen muß. Sie kann sich daher in bezug auf 
den Funkenflug nicht auf höhere Gewalt berufen.
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